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Herrn Bundesminister Dr. Wolfgang Hattmannsdorfer
Bundesministerium für Wirtschaft, Energie und Tourismus
per E-mail: wolfgang.hattmannsdorfer@bmwet.gv.at 
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z. Hd. Mag. Dietmar Steiner
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CC: office@rechnungshof.gv.at 

Herrn Dr. Stephan Pernkopf
LH - Stellvertreter
per E-mail: lhstv.pernkopf@noel.gv.at 

Betreff: Anträge, Konkretisierungen, Stellungnahmen und Einwendungen zum Vorhaben "Flughafen Wien - 
Ostbahn, Errichtung Verbindungsstrecke" (Flughafenspange)
Edikt vom 2. Dezember 2025, 2025-0.902.842
Umweltverträglichkeitsprüfung und teilkonzentriertes Genehmigungsverfahren
gemäß §§ 23b, 24 und 24f UVP-G 2000

Sehr geehrte Damen und Herren!

Ergänzend zu unserem Schreiben vom 19. Dezember 2025 [1] bringen wir innerhalb offener Frist folgende 
weitere Anträge, Konkretisierungen, Stellungnahmen und Einwendungen ein:
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1. Antrag auf Verbesserung der Ermittlung der Treibhausgasemissionen in der 
Bauphase

In der Umweltverträglichkeitserklärung (UVE, 302 Klima- und Energiekonzept) heißt es in Kap. 3., Seite 9:
Zitat (kursiv): „Die Gliederung des Dokuments und Methodik folgt dem UVP Leitfaden für das Klima- und 
Energiekonzept“ ([2], BMLFUW, November 2010).
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Weiter wird in Kap. 3.5.1, Seite 31 angeführt:
Zitat (kursiv): „Im gegenständlichen Fall sind in der Bauphase motorbedingte Emissionen des 
Transportverkehrs sowie die Motoremissionen von nicht elektrischen Baumaschinen zu quantifizieren.“

und in Kap. 5.1, auf Seite 39:
Zitat (kursiv): „In der Bauphase trägt zur Emission von Treibhausgasen in erster Linie der Betrieb diverser 
Baumaschinen bei, deren Verbrennungsmotoren mit fossilen Energieträgern (Diesel, Benzin, etc.) betrieben 
werden …“

Dazu heißt es in der gutachterlichen Stellungnahme im Umweltverträglichkeitsgutachten (UVGA, Band 1, 
Seite 277):
Zitat (kursiv): „Die Darstellungen und Schlussfolgerungen im zur UVE vorgelegten Klima- und 
Energiekonzept sind aus fachlicher Sicht schlüssig und nachvollziehbar. Das Klima- und Energiekonzept 
entspricht den Anforderungen gemäß § 6 Abs. 1 Z 1 lit. e UVP-G 2000 und methodisch dem „Leitfaden 
Klima- und Energiekonzept im Rahmen von UVP-Verfahren“ des BMLFUW.“

Wir weisen jedoch auf weitere Treibhausgase hin, die in der Bauphase insbesondere bei der Herstellung von
Beton und Stahl für Bauwerke (wie Tunnel, Wannen, Bohrpfahlwände, Brücken, Unter- und 
Überführungen) entstehen und in der UVE nach unserer Interpretation nicht berücksichtigt wurden.

Die Vorgehensweise in der UVE und die gutachterliche Stellungnahme dazu (UVGA, Band 2, Seite 186) 
entspricht nach unserer Meinung nicht dem Stand der Technik und dem Stand der sonst in Betracht 
kommenden Wissenschaften. Denn es heißt im UVP-G 2000 § 24c. Abs 3:
Zitat (kursiv): „Das Umweltverträglichkeitsgutachten hat
1. die zur Beurteilung der Auswirkungen des Vorhabens gemäß § 1 Abs. 1 vorgelegte 
Umweltverträglichkeitserklärung und andere relevante vom Projektwerber/von der Projektwerberin 
vorgelegte Unterlagen nach dem Stand der Technik und dem Stand der sonst in Betracht kommenden 
Wissenschaften in einer umfassenden und integrativen Gesamtschau und unter Berücksichtigung der 
Genehmigungskriterien des § 24f aus fachlicher Sicht zu bewerten und allenfalls zu ergänzen,“

Mittlerweile hat nämlich z. B. die SCHIG im Jahr 2022 den Bericht „Treibhausgasemissionen durch 
Schieneninfrastrukturbau“ [3] veröffentlicht, der die Treibhausgasemissionen durch die Errichtung von 
Bahn-Infrastruktur anhand von Bauelementen untersucht. Dazu heißt es dort auf Seite 5:
Zitat (kursiv): „Berücksichtigung finden dabei vor allem die für die CO2-Bilanz besonders maßgeblichen 
primären Baustoffe Beton und Stahl.“

Weiters gibt es einen ähnlichen Bericht „Umweltbilanz Bahninfrastruktur“ [4] aus dem Jahr 2024 im 
Auftrag des BAV (Bundesamt für Verkehr, 3003 Bern), der die Treibhausgasemissionen sowie die 
Umweltauswirkungen bei der Erstellung von Bahninfrastruktur in der Schweiz bilanziert. Über den 
erwähnten Bericht der SCHIG hinausgehend wird in diesem Bericht für die verschiedenen Bauelemente eine 
Umwelt- und Klimabilanz über den Lebenszyklus („Life Cycle Assessment“) erstellt.
In dieser Studie wird auf Seite 3 ausdrücklich darauf hingewiesen, dass sich durch die Berücksichtigung von 
Treibhausgasemissionen beim Variantenvergleich Möglichkeiten zu deren Reduktion ergeben:
Zitat: „Die Analyse zeigt, dass in verschiedenen Phasen eines Bahninfrastrukturprojekts 
Handlungsspielräume zur Nutzung von Reduktionsmöglichkeiten bestehen. Insbesondere in frühen Phasen 
durch die Berücksichtigung der Herstellungsemissionen in der strategischen Planung und in der 
Vorstudienphase durch die Einbeziehung der Emissionen in die Bewertung beim Variantenvergleich.“

In der derzeit geplanten Trassenvariante der Flughafenspange befinden sich besonders betonintensive und 
daher emissionsreiche Streckenabschnitte, in Summe ca. 6,3 km, die in Tab. 1 aufgelistet sind.
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Streckenabschnitt Länge, m
Bohrpfahlwand Nord 1203,20
Wanne Nord 762,00
Fischatunnel 821,70
Bahnhof Fischamend 501,14
Reisenbachtunnel 460,09
Wanne Süd 1137,50
Wanne West Ostbahn Gleis 3 480,00
Sarasdorf Tunnel Nord Gleis3 440,00
Wanne Ost Ostbahngleis 3 520,00
Summe: 6325,63

Tab.   1  :   Besonders betonintensive Streckenabschnitte bei der derzeit geplanten Flughafenspange;
Quelle: UVE, AMP002-EB-FT01TU-02-01003-F00.pdf, AMP002-EB-T322TU-02-07003-F00.pdf

Eine Studie (Review) aus dem Jahr 2019 gibt z. B. für Bahntunnel eine ~ 27-fache CO2 - Emission 
gegenüber einer gleich langen Strecke auf Geländeniveau an [5].

Laut Umweltverträglichkeitserklärung (UVE) werden für die derzeit geplante Flughafenspange insgesamt 
471.524 m³ Ortbeton benötigt.1 Die Multiplikation mit dem im oben genannten SCHIG – Bericht 2 
angegebenen Emissionsfaktor für Beton C25/30 3 von 191 kgCO2Äq/m³ ergibt eine erste grobe Abschätzung 
der damit verbundenen Treibhausgasemission von rd. 90.000 Tonnen CO2Äq allein für die Herstellung des 
Ortbeton. Das ist rund das 1,6 - fache der in der UVE angebenen Treibhausgasemission für die Bauphase von
57.762 Tonnen CO2Äq 

4.
In der Gegenüberstellung zu den Einsparungen von 1.905 Tonnen CO2Äq pro Jahr5 in der Betriebsphase 
würde sich daher die CO2 – Bilanz der Flughafenspange allein bei Berücksichtigung der 
Herstellungsemissionen von Beton massiv verschlechtern. Entsprechend der vorhin angestellten groben 
Abschätzung würde sich die Kompensationszeit für die baubedingten Emissionen auf mindestens das 2,6-
fache (entspricht ~ 148.000 Tonnen CO2Äq, „CO2 - Rucksack“)6 gegenüber der im 
Umweltverträglichkeitsgutachten (Band 1, Seite 186) genannten Kompensationszeit von rund 30 Jahren 
erhöhen. Das wären mindestens 78 Jahre bei heutigem CO2 - Emissionsniveau im motorisierten 
Individualverkehr (MIV). Beim geplanten Ausbau der Elektrifizierung im MIV würde sich diese 
Kompensationszeit noch entsprechend verlängern. Dadurch käme die Kompensationszeit in den Bereich der 
in der UVE angegebenen Nutzungsdauer7 von Tunnel und Wannen von 100 Jahren und würde diese sehr 
wahrscheinlich überschreiten. Damit würde die Flughafenspange in der Bauphase mehr Treibhausgase 
erzeugen, als jemals im MIV eingespart werden können. Auf Basis dieser groben Abschätzung ist in Abb. 1 
die CO2 – Bilanz der Flughafenspange bei verschiedenen Szenarien der Einsparungen im MIV dargestellt. 
Die Zeitskala wurde bis zum Jahr 2135 gewählt, dem Ende der Nutzungsdauer von Tunnel und Wannen. 
Dann wären größere Reparaturen oder eine Erneuerung mit entsprechenden neuerlichen CO2 – Emissionen 
fällig.

1 UVE-Dokument AMP002-EB-0000SB-00-04800-F02, Seite 27, Tabelle 7
2 Treibhausgasemissionen durch Schieneninfrastrukturbau   [3], Seite 25, Tabelle 18
3 Laut UVE-Dokument AMP002-EB-FT01TU-00-00001-F00, Seite 46, Tabelle 8) werden auch andere 

Betonqualitäten verwendet
4 UVE-Dokument AMP002-UV-KE00AL-00-03020-F00, Seite 41, Tabelle 38
5 UVE-Dokument AMP002-UV-KE00AL-00-03020-F00, Seite 42, Tabelle 39
6 (57.762 + 90.000) Tonnen CO2Äq. Dazu würden noch die Beiträge der anderen Baustoffe, wie z. B. Stahl, kommen.
7 UVE-Dokument AMP002-EB-FT01TU-00-00001-F00, Seite 12
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Abb. 1: CO2 -Bilanz der Flughafenspange bei einer CO2Äq -Emission in der Errichtungsphase von rund 
148 tausend Tonnen8 und verschiedenen Szenarien in der Betriebsphase nach 2035, dem Jahr der geplanten 
Fertigstellung der Flughafenspange, bis 2135.
Quelle: UVE (302 Klima- und Energiekonzept, Tabelle 38 und Tabelle 39) und eigene grobe Abschätzung 
des Beitrags von Ortbeton; Grafik: eigene Darstellung

Wir stellen daher folgenden Beweisantrag:

Verbesserte Ermittlung der Treibhausgasemissionen in der Bauphase entsprechend dem Stand der 
Technik und dem Stand der sonst in Betracht kommenden Wissenschaften entsprechend den 
Erfordernissen von § 24c Abs 3 lit 1 des UVP-G 2000 insbesondere mit Berücksichtigung der oben 
erwähnten Berichte von SCHIG und BAV für die verschiedenen Varianten der Flughafenspange (inkl. 
Variante Flughafenspange+).

2. Anbindung des Flughafen Wien an das Transeuropäische Verkehrsnetz
Gutachterliche Stellungnahme im Umweltverträglichkeitsgutachten, Band 1, Seite 48:

Zitat (kursiv): „Derzeit ist der Flughafen Wien nicht im österreichischen Hochleistungsstreckennetz enthalten
und lediglich in Richtung Wien in das Eisenbahnnetz angebunden.“

Wir sehen diese Aussage als nicht den Tatsachen entsprechend und im Widerspruch zur gutachterlichen 
Stellungnahme im Umweltverträglichkeitsgutachten, Band 2, Seite 207:

Zitat (kursiv): „Der Abschnitt Wien Hauptbahnhof – Flughafen Wien – Bruck an der Leitha wurde mit der 6. 
Hochleistungsstreckenverordnung, BGBl. Nr. 36/2018 vom 07.03.2028 zur Hochleistungsstrecke erklärt.“9

Daraus folgt für uns, dass der Flughafen Wien über die erklärte Hochleistungsstrecke nach Wien 
Hauptbahnhof und somit an das Transeuropäische Verkehrsnetz angebunden ist. Auf dieser Strecke 
verkehren bereits ÖBB Railjets und Intercity-Züge [6]. Zusätzlich gibt es eine Bahnstrecke vom Flughafen 
Wien nach Wien Mitte, auf der der City Airport Train [7] und die Schnellbahn-Linie S7 [6] verkehren. Somit 

8 Dies ist eine grobe Abschätzung der CO2Äq -Emissionen diverser Baumaschinen und von Ortbeton, jedoch ohne 
Stahl, etc.

9 Beim angegebenen Ausgabedatum der Verordnung „07.03.2028“ handelt es sich offensichtlich um einen Irrtum. 
Das tatsächliche Ausgabedatum ist: 7. März 2018
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erscheint uns die Forderung des Art. 41 Abs. 3 der Verordnung (EU) Nr. 1315/2013 bereits jetzt – ohne 
Flughafenspange - erfüllt, die da lautet:

Zitat (kursiv): „Die in Anhang II Teil 2 aufgeführten Hauptflughäfen werden – sofern dem keine physischen 
Sachzwänge entgegenstehen – bis zum 31. Dezember 2050 an die Schienen- und 
Straßenverkehrsinfrastrukturen des transeuropäischen Verkehrsnetzes angebunden. Unter Berücksichtigung 
der potenziellen Verkehrsnachfrage werden diese Flughäfen – wenn möglich – in das 
Hochgeschwindigkeitsbahnnetz eingebunden.“

Schlussfolgerung: Die Einbindung des Flughafens in das Hochgeschwindigkeitsbahnnetz ist somit nicht 
zwingend, sondern eine „Möglichkeits“ – Bestimmung. Mit dem Hinweis auf die bestehende Bahnstrecke 
vom Flughafen Wien nach Wien Mitte wäre somit aufgrund der genannten Verordnung nicht einmal die 
Hochleistungsstrecke Wien Hauptbahnhof – Flughafen Wien geschweige denn die Flughafenspange 
zwingend erforderlich.

3. Zweck des Umweltverträglichkeitsgutachtens zum gegenständlichen Projekt 
wird nicht erklärt

Es fehlt die Beschreibung zum Zweck des Gutachtens zum gegenständlichen Projekt, da der SV andere 
Projekte beschreibt. Die unten zitierten ersten beiden Absätze mit der Überschrift „Zweck des Gutachtens“ 
auf Seite 42 des Umweltverträglichkeitsgutachtens, Band 1 beziehen sich auf das Vorhaben Köstendorf-
Salzburg bzw. das Projekt Schleife Ebreichsdorf und nicht auf das gegenständliche Projekt 
Flughafenspange. Damit betrachten wir auch die restlichen Absätze unter der genannten Überschrift als nicht
aussagekräftig.

Zitat (kursiv): „Ziel des hier vorliegenden „Umweltverträglichkeitsgutachtens“ ist die Überprüfung des 
eingereichten Projektes auf die Wirkungen auf die Umwelt gemäß UVP-G. Das UVP-G überprüft ein Projekt/
das Vorhaben Köstendorf-Salzburg auf seine Wirkungen auf die Schutzgüter des UVPG. Diese Schutzgüter 
sind: Mensch; biologische Vielfalt, einschließlich der Tiere, Pflanzen und deren Lebensräume; Fläche und 
Boden, Wasser, Luft und Klima; Landschaft und Sach- und Kulturgüter.

Die von der Behörde bestellten Sachverständigen setzen sich auf Basis der von der Behörde gestellten 
Fragen, mit dem Projekt Schleife Ebreichsdorf und dessen Wirkungen auseinander.“

Wir fordern daher, den Zweck des Gutachtens zum gegenständlichen Projekt darzulegen.

4. Regionales Raumordnungsprogramm Bezirk Bruck an der Leitha
Im Umweltverträglichkeitsgutachten (UVGA), Band 1 vermissen wir auf Seite 19 für den Fachbereich 
Raum- und Bodennutzung, Landschaft/Stadtbild, Sachgüter unter den angeführten Unterlagen zur Prüfung 
der Einreichunterlagen die Verordnung „Regionales Raumordnungsprogramm Bezirk Bruck an der 
Leitha“ vom 28. Jänner 2025 [8]. In letzterer wird u. a. der „Agrarische Schwerpunktraum Trautmannsdorf 
an der Leitha“ als größter des Bezirkes erwähnt. Wir haben diese Verordnung in unserer Stellungnahme und 
unseren Einwendungen vom 11. Juni 2025 im Kap. 2.28. angeführt.

Zitat aus dem Umweltbericht zum Regionalen Raumordnungsprogramm Bezirk Bruck an der Leitha auf 
Seite 65 zu Agrarische Schwerpunkträume (ASR):

„Agrarische Schwerpunkträume grenzen Teilräume Niederösterreichs ab, die von besonderer Bedeutung für 
die landwirtschaftliche Produktion in der jeweiligen Region sind. Agrarische Schwerpunkträume schützen 
demnach die regionale Landwirtschaft. ASR können auch einen Beitrag zum Klimaschutz leisten, indem 
durch die lokale Nahrungsmittelproduktion Transportwege verringert und damit CO2-Emissionen reduziert 
werden. Landwirtschaftliche Flächen haben das Potenzial, große Mengen an Kohlenstoff zu binden. Relevant
sind ASR auch für die Klimawandelanpassung, insbesondere in Bezug auf Wasserspeicherung und 
Verdunstung sowie Vermeidung von Bodenversiegelung.“

Durch die geplante Flughafenspange würden ASR-Flächen der Gemeinde Trautmannsdorf an der Leitha 
durchschnitten und geteilt und Teile davon für immer verloren gehen.
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Zitat aus UVGA, Band 1, Seite 62 (kursiv):
„Das Vorhaben steht in seiner Gesamtheit in keinem Widerspruch zu Festlegungen sektoraler oder regionale 
Raumordnungsprogramme der Länder.“
Diese Aussage steht dem Regionalen Raumordungsprogramm Bezirk Bruck an der Leitha entgegen, denn 
dort wird als Zielsetzung ausdrücklich die Ernährungssicherheit in § 3 Abs 2 angeführt, deren Bedeutung 
angesichts der zunehmend knappen landwirtschaftlichen Flächen, der prekären Eigenversorgung Österreichs 
und des fortschreitenden Klimawandels immer mehr zunimmt:
Zitat „Regionales Raumordungsprogramm Bezirk Bruck an der Leitha“ (§ 3 Abs 2) (kursiv):
„Sicherstellung der räumlichen Voraussetzung für eine nachhaltige land- und forstwirtschaftliche 
Bewirtschaftung zur Gewährleistung der Ernährungssicherheit“

Wir fordern daher die Berücksichtigung der Verordnung „Regionales Raumordnungsprogramm Bezirk 
Bruck an der Leitha“ im gegenständlichen Verfahren.

Siehe dazu auch unsere Ausführungen im nächsten Punkt.

5. Ernährungssicherheit
Gutachterliche Stellungnahme im Umweltverträglichkeitsgutachten (UVGA), Band 2, Seite 175 und 176:
Zitat (kursiv): „Eine gesamtheitliche und langfristige Sicht, die den Klimaschutz im System Schiene, Straße, 
Flugverkehr und den Bodenverbrauch mit der damit zusammenhängenden Ernährungssicherung umfasst, ist 
in der geforderten Tiefe weder im Rahmen der SP-V noch des gegenständlichen UVP-Verfahrens 
erforderlich. Die „Strategische Prüfung-Verkehr“ (SP-V) ist ein verkehrsbezogenes, übergeordnetes 
Prüfverfahren, das auf Pläne und Programme angewandt wird, die die Grundlage für spätere 
Verkehrsifrastrukturprojekte bilden (inkl. Prüfung strategischer Alternativen, auch zwischen 
Verkehrsträgern). Bei der UVP werden die Umweltwirkungen konkreter Projektvorhaben, wie der 
Flughafenspange, geprüft. Zwar sind die Auswirkungen auf Klima und Boden relevante Umweltaspekte, die 
es im Rahmen beider Prüfungen jedenfalls umfassend zu betrachten gilt, jedoch nicht in einem 
gesamtwirtschaftlich oder agrarpolitisch so weiten Sinn, dass der Bodenverbrauch im Kontext der 
gesamtheitlichen und langfrsitigen Ernährungssicherheit miteinzubeziehen ist. Als Umweltwirkung zu 
bewerten ist der Bodenverbauch selbst (z. B. Flächeninanspruchnahme, Versiegelung, Auswirkungen auf 
landwirtschaftliche Nutzung), aber nicht dessen Fernwirkungen auf die Ernährungssicherheit.“

Dazu möchten wir Folgendes entgegnen:
Da Menschen in § 1, Abs. 1, Z 1 des UVP-G 2000 (siehe Fußnote10) ausdrücklich als Schutzgut genannt 
werden, empfinden wir die Ausklammerung ihrer Ernährungssicherheit sowohl im SP-V als auch im UVP 
– Verfahren als willkürlich. Diese Vorgangsweise ist jedenfalls für uns aus dem UVP-G 2000 nicht ableitbar. 
Gehört zum Schutz von Menschen nicht auch deren Ernährungssicherheit? Welchen Wert hat ein UVP – 
Verfahren, wenn es eine der wichtigsten Lebensgrundlagen der Menschen, nämlich Ernährungssicherheit, 
nicht berücksichtigt?
Schließlich wird das Recht auf Nahrung ausdrücklich in Artikel 25 der „Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte“ in der Resolution 217 A (III) der Vereinten Nationen vom 10.12.1948 genannt [9]:

Zitat (kursiv): „Jeder hat das Recht auf einen Lebensstandard, der seine und seiner Familie Gesundheit und 
Wohl gewährleistet, einschließlich Nahrung, Kleidung, Wohnung, ärztliche Versorgung und notwendige 
soziale Leistungen gewährleistet …“

10 Zitat UVP-G 2000 (kursiv): „§ 1. (1) Aufgabe der Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ist es, unter Beteiligung 
der Öffentlichkeit auf fachlicher Grundlage
1. die unmittelbaren und mittelbaren Auswirkungen festzustellen, zu beschreiben und zu bewerten, die ein Vorhaben
a) auf Menschen und die biologische Vielfalt einschließlich der, Tiere, Pflanzen und deren Lebensräume
b) auf Fläche und Boden, Wasser, Luft und Klima,
c) auf die Landschaft und
d) auf Sach- und Kulturgüter hat oder haben kann, wobei Wechselwirkungen mehrerer Auswirkungen untereinander
miteinzubeziehen sind,“
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Wir sehen jedenfalls durch das gegenständliche Projekt u. a. durch den Bodenverbrauch von 102 Hektar11 
„unmittelbare und mittelbare Auswirkungen“ (siehe Fußnote 10) auf Menschen und deren 
Ernährungssicherheit, die sich aufgrund des Klimawandels in Zukunft noch massiv verschlechtern wird. Wir 
haben dies in unserer Stellungnahme und unseren Einwendungen vom 11. Juni 2025 in Kap. 2.29. 
ausführlich dargelegt.

Gutachterliche Stellungnahme UVGA, Band 1, Seite 501:
Zitat (kursiv): „Die Beurteilungen im UVE-Fachbeitrag Landwirtschaft hinsichtlich Inanspruchnahme von 
landwirtschaftlichen Flächen kann aus fachlicher Sicht nicht zur Gänze nachvollzogen werden. Bei der 
Beurteilung der Eingriffsintensität wird hinsichtlich Flächenbeanspruchung nur der prozentuelle Anteil an 
beanspruchter Agrarfläche in Relation zur Agrarflächen im jeweiligen Untersuchungsraum als 
Beurteilungsbasis genommen. Der Anteil an beanspruchten hochwertigen Agrarflächen (BEAT-Flächen) ist 
vollkommen unberücksichtigt.
Aus Sicht des unterzeichneten Sachverständigen ist die Eingriffsintensität hinsichtlich 
Flächenbeanspruchung auf Grund des hohen Anteiles an hochwertigen BEAT-Flächen in den Teilräumen 1 
bis 4 um eine Stufe hinaufzusetzen. Dass ergibt in den Teilräumen 1, 3 und 4 eine Eingriffsintensität mäßig 
und im Teilraum 2 eine hohe Eingriffsintensität. Die Gesamteinschätzung der Eingriffsintensität, der 
Eingriffserheblichkeit und der verbleibenden Auswirkungen würde sich dadurch für die Bauphase nicht 
ändern. Für die Betriebsphase wären diese aber an die Beurteilung entsprechend Bauphase anzugleichen.
Die Auswirkungen auf die Entwicklung des Raumes werden im Hinblick auf die nachhaltige Nutzung von 
Ressourcen als geringfügig bis merkbar nachteilig beurteilt.“

Dazu möchten wir auf Folgendes hinweisen:
Vom Sachverständigen wurde die Berücksichtigung des Anteils an beanspruchten hochwertigen 
Agrarflächen (BEAT-Flächen) eingefordert. Wir vermissen jedoch die Berücksichtigung des zu erwartenden 
massiven Ertragsverlustes durch den Klimawandel speziell im Bereich der geplanten Flughafenspange (laut 
BEAT-Bericht [10] bis zu minus 48 % !). Damit werden BEAT-Flächen umso wertvoller und Österreich kann
sich nach unserer Meinung angesichts der prekären Eigenversorgung überhaupt keinen Verlust an BEAT-
Flächen leisten. Wir haben diese Thematik in unserer Stellungnahme und unseren Einwendungen vom 11. 
Juni 2025 in den Kap. 2.27. bis 2.31 ausführlich behandelt.
Das UVP-G 2000 fordert in § 24c. Abs 3, dass die Umweltverträglichkeitserklärung nach dem Stand der 
Technik und dem Stand der sonst in Betracht kommenden Wissenschaften – das inkludiert nach unserer 
Meinung die Klimawissenschaften - in einer umfassenden und integrativen Gesamtschau ergänzt werden 
muss:

Zitat UVP-G 2000 § 24c. Abs 3 (kursiv): „Das Umweltverträglichkeitsgutachten hat
1. die zur Beurteilung der Auswirkungen des Vorhabens gemäß § 1 Abs. 1 vorgelegte 
Umweltverträglichkeitserklärung und andere relevante vom Projektwerber/von der Projektwerberin 
vorgelegte Unterlagen nach dem Stand der Technik und dem Stand der sonst in Betracht kommenden 
Wissenschaften in einer umfassenden und integrativen Gesamtschau und unter Berücksichtigung der 
Genehmigungskriterien des § 24f aus fachlicher Sicht zu bewerten und allenfalls zu ergänzen,“

Gutachterliche Stellungnahme UVGA, Band 2, Seite 232:
Zitat (kursiv): „Die Veränderungen in der agrarischen Produktion sind mit Sicherheit nicht nur auf den 
Bodenverbrauch zurückzuführen, sondern auch auf Einflüsse der internationalen Agrarmärkte, des 
Klimawandels und der zunehmend strengen Auflagen bei der Verwendung von Schädlingsbekämpfungs- und 
Pflanzenschutzmitteln.“

Diese Feststellung sollte für Österreich umso mehr Ansporn sein, den Bodenverbrauch drastisch zu 
reduzieren, da die anderen genannten Einflussfaktoren offensichtlich kaum bis gar nicht beeinflussbar sind.

Darüber hinaus möchten wir betonen, dass Nahrungsmittelimporte durch die weltpolitischen 
Entwicklungen mit zunehmenden Risiken behaftet erscheinen.

So hat z. B. die EU anlässlich des Kriegs in der Ukraine zur Sicherstellung der Versorgungssicherheit 2022 
die Nutzungsfreigabe von Brachflächen [11] beschlossen.

11 UVE – AMP002-UV-0000AL-00-02010-F04, Seite 198
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Simone Schmiedtbauer, ÖVP-Agrarsprecherin im Europaparlament, und Bauernbund-Präsident Georg 
Strasser erklären in einer Presseaussendung der APA vom 24. März 2022 mit dem Titel 
„Strasser/Schmiedtbauer: EU-Politik auf Versorgungssicherheit ausrichten“ [12]
Strasser: „ … Wir brauchen jeden Quadratmeter Boden in Europa, um zumindest einen Teil der fehlenden 
Ernte aus der Ukraine zu kompensieren. Die Aufgabe unserer Bäuerinnen und Bauern ist es jetzt einmal 
mehr, einen Beitrag für die Versorgungssicherheit in Europa und in der Welt zu leisten“.

Mit dem Angriffskrieg Russlands hätten sich laut Schmiedtbauer sämtliche Rahmenbedingungen der EU 
völlig verändert: "Es ist höchste Zeit zu handeln. Das tun wir mit der heutigen Resolution. Europa hat eine 
Verantwortung - nicht nur für seine Bürgerinnen und Bürgern, sondern auch für die Menschen über die 
Grenzen Europas hinaus." [13].

Zusammenfassende Kritik:
Angesichts der zunehmend knappen landwirtschaftlichen Flächen, der prekären Eigenversorgung Österreichs
und des fortschreitenden Klimawandels vermissen wir eine adäquate Stellungnahme des Sachverständigen 
für Agrarwesen, Boden und Fläche. Denn wie wir in unserer Stellungnahme und unseren Einwendungen vom
11. Juni 2025 in den Kap. 2.27. bis 2.31 ausführlich dargelegt haben, gibt es viele gute Gründe, warum die 
Erhaltung von landwirtschaftlichen Flächen in unserer Zeit eine absolute Notwendigkeit darstellt.

Ist es eine kürzere Fahrzeit von wenigen Minuten wirklich wert, dafür wertvolle landwirtschaftliche 
Produktionsflächen, die unserer Ernährungssicherheit dienen, zu opfern?

Auf den Punkt gebracht:
Ernährungssicherheit ist nicht alles, was der Mensch braucht. Aber ohne Ernährungssicherheit ist alles 
nichts.

6. Gutachterliche Bewertung
Zitat aus Umweltverträglichkeitsgutachten, Band 1, Seite 503 (kursiv):

„Gutachterliche Stellungnahme:
Die Auswirkungen des Vorhabens auf die Entwicklung des Gesamtraumes sind unter Berücksichtigung der 
Flächeninanspruchnahme von landwirtschaftlichen Flächen (Grünland) und im Hinblick auf eine 
nachhaltige Nutzung von Ressourcen aus fachlicher Sicht als positiv zu beurteilen.
Zwar wirkt sich die Trassierung auf den lokalen Raum unter Berücksichtigung der Inanspruchnahme von 
landwirtschaftlichen Flächen für den Sektor der Landwirtschaft negativ aus, jedoch sind die Wirkungen des 
Vorhabens auf den regionalen, österreichischen und europäischen Raum in den Bereichen Mobilität und 
Klima als positiv und überwiegend zu bezeichnen.“

Der Sachverständige geht offensichtlich von einer positiven Klimabilanz für die Flughafenspange aus. 
Deshalb überwiegen für ihn „die Wirkungen des Vorhabens auf den regionalen, österreichischen und 
europäischen Raum in den Bereichen Mobilität und Klima“ gegenüber den landwirtschaftlichen Interessen. 
Diese positive Klimabilanz wird von uns jedoch in Frage gestellt, da wir in ihrer Erstellung grobe Mängel 
sehen (siehe dazu Punkt 1. dieser Eingabe).
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Darüber hinaus stellt sich für uns die folgende Frage:
Ist es Aufgabe von Sachverständigen eines Fachbereiches, Vor- und Nachteile aus verschiedenen 
Fachbereichen zu vergleichen und eine (politische) Gewichtung von Argumenten aus verschiedenen 
Fachbereichen vorzunehmen (z. B. Mobilität – Landwirtschaft)?

Bild ohne Worte: ARGE – BAHN Trautmannsdorf an der Leitha

7. Feldhamster und Ziesel
Gutachterliche Stellungnahme im Umweltverträglichkeitsgutachten, Band 2, Seite 202:

Zitat (kursiv): „Der Projektwerber hat die Ziesel- und Feldhamsterexpertin Fr. Dr. Mag. Karin Enzinger 
beauftragt weiterführende Unterlagen bezüglich Ziesel- und Feldhamster im Untersuchungsbereich der 
Trassenführung zu erstellen. Eine Nachfrage beim Fachberichtsersteller seitens des SV am 20.08.2025 
ergab, dass noch keine Unterlagen von Dr.Enzinger vorliegen und diese somit nachgereicht werden müssen. 
Der SV für Ökologie (Tiere, Pflanzen und deren Lebensräume) kann sich zu dieser Stellungnahme erst bei 
Vorliegen der weiterführenden Unterlagen äußern, da es sich bei den in der Stellungnahme angeführten 
Vorkommen um mutmaßliche Vorkommen handelt und bei den potentiell negativen Auswirkungen auf 
Vermutungen.“

Nach unserem jetzigen Wissensstand liegt das diesbezügliche Umweltverträglichkeitsgutachten nicht vor. 
Somit können wir dazu keine Stellungnahme abgeben. Damit sind die zur UVP erforderlichen Gutachten 
nicht vollständig.
Wir betrachten diesen Umstand als groben Mangel im gegenständlichen Verfahren.

8. Kumulierung mit anderen Projekten – B260 Umfahrung Airport Region
Im Umweltverträglichkeitsgutachten wurde vom Sachverständigen für Ökologie (Tiere, Pflanzen und deren 
Lebensräume inkl. Biologische Vielfalt und Naturschutz) im Band 1, auf Seite 539 ausgeführt:

Zitat (kursiv): „Der Planungsraum der B260 – Umfahrung Airport Region überschneidet sich mit möglichen 
Bereichen für zu setzende Ausgleichsmaßnahmen des gegenständlichen Projekt.“

und weiter:

Zitat (kursiv): „Die vermutliche Querung der B260 über die Fischa soll etwa 300m südlich der Baubereiche 
des Fischa-Tunnels des gegenständlichen Projekts liegen. Da noch keine Unterlagen der UVE zur Einsicht 
bereit liegen, können über etwaige kumulierende Wirkungen bezüglich des Gebietsschutzes (Natura 2000 
Gebiet Feuchte Ebene-Leithaauen) während der Bauphase keine Aussagen getroffen werden. Die 
diesbezügliche Kumulation hat in der UVP zur B260 stattzufinden. Kumulierende Wirkungen würden sich bei
einer Überschneidung der Bauphasen der beiden Projekte ergeben. In der Betriebsphase sind kumulierende 
Wirkungen auszuschließen. Es wurde allerdings bei der Formulierung von Verminderungs- und 
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Ausgleichsmaßnahmen für das gegenständliche Projekt auf die Flächenbeanspruchung des nachgereihten 
Projekts B260-Umfahrung Airport Region Rücksicht genommen.“

Im Hinblick auf § 24f Abs 4 UVP-G 2000 fordern wir eine gemeinsame UVP der Projekte 
Flughafenspange und B260 Umfahrung Airport Region, insbesondere im Bereich des Natura 2000 
Gebietes an der Fischa zur Wahrung dieses sensiblen Lebensraumes.

Die geplante Flughafenspange quert die Fischa mit einem Tunnel, während für die B260 eine Brücke geplant
ist [14]. Der Verlauf der beiden Strecken ist dem untenstehenden Lageplan in Abb. 2 zu entnehmen.
Eine gemeinsame UVP würde eine Gesamtschau beider Projekte unter Berücksichtigung von 
Wechselwirkungen, Kumulierung oder Verlagerungen ermöglichen. Damit könnten die negativen 
Auswirkungen auf die Natur wesentlich verringert werden.
Darüber hinaus könnten durch eine gemeinsame Behandlung auch kostensparende Synergieeffekte in Bezug 
auf Planung und Ausführung der Projekte genutzt und Doppelgleisigkeiten und gegenseitige Behinderungen 
vermieden werden.

Abb. 2: Querung des Natura 2000 Gebietes (gelb) an der Fischa (blau) durch geplante Flughafenspange (rot)
und Landesstraße B260 Umfahrung Airport Region (rosa/violett)
Quelle: UVE-Dokument AMP002-EB-0000SP-02-01002-F02, eigene Bearbeitung
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9. Getrennte Geh- bzw. Radwege bei Über- und Unterführungen
Gutachterliche Stellungnahme im Umweltverträglichkeitsgutachten, (Band 2, Seite 197):

Zitat (kursiv): „Um die Sicherheit für den Fußverkehr zu erhöhen, wird vom Sachverständigen für Raum- und
Bodennutzung, Landschafts/Stadtbild, Sachgüter als zwingend umzusetzende Maßnahme ergänzt, dass bei 
Querung der Bahntrasse – sowohl bei Unter- wie auch Überführungen – der Gehweg von der Fahrstraße 
getrennt ausgebildet werden muss …“.

Wir sehen diese Aussage im Widerspruch zu den Ausführungsbeschreibungen von mehreren Unter- und 
Überführungen (z. B. im Dokument „Gutachten gem. § 31a EisbG (Revision 4)“, Seite 450, wo lediglich 
eine Fahrstreifenbreite von 2 x 3,25 m und zwei Seitenstreifen von je 0,25 m angeführt sind). 

Die Überführung Gallbrunnerweg im Gemeindegebiet von Trautmannsdorf ist Teil des Radweges 
„Winzertour Carnuntum“. Somit fordern wir, diesen mit einem von der Fahrbahn getrennten kombinierten 
Geh- und Fahrradstreifen auszuführen (siehe Abb. 3).

Allgemein fordern wir die Umsetzung dieser Maßnahme bei sämtlichen Über- und Unterführungen.

Abb. 3:  Radroute „Winzertour Carnuntum“, die bei der Überführung Gallbrunnerweg die Flughafenspange 
quert.
Quelle: https://www.outdooractive.com/de/route/radtour/donau-niederoesterreich/winzer-tour-
carnuntum/809506939/#caml=8u6,2rq5xc,7y1728,0,0&dm=1 , eigene Bearbeitung
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10. Runder Tisch
Im Band 2 des Umweltverträglichkeitsgutachtens wird an mehreren Stellen Bezug auf das 
Mediationsverfahren „Runder Tisch“ genommen (z. B. auf Seite 47):

Zitat (kursiv): „Die Sachverständigen beurteilen das eingereichte Projekt. Die Bestandteile des 
Mediationsverfahren sind nicht öffentlich. Ob und inwieweit diese im eingereichten Projekt enthalten sind, ist
für die Sachverständigen nicht ersichtlich. Daher ist auch keine dahingehende Beurteilung durch die 
Sachverständigen möglich.“

Wir bedauern, dass die Protokolle des „Runden Tisches“ öffentlich nicht zugänglich sind. Damit konnte das 
in diesem Forum erarbeitete Wissen weder von den Sachverständigen noch von Bürgerinitiativen für die 
Beurteilung des Projektes herangezogen werden. In diesem Zusammenhang weisen wir auf Artikel 6, Abs 4 
der Aarhus Konvention [15] hin, der eine öffentliche Beteiligung am Entscheidungsverfahren vorsieht:

Zitat (kursiv): „Jede Vertragspartei sorgt für eine frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung zu einem Zeitpunkt, 
zu dem alle Optionen noch offen sind und eine effektive Öffentlichkeitsbeteiligung stattfinden kann.“

Wir fordern daher eine Veröffentlichung der Protokolle der „Runden Tische“.

11. Zusammenfassung
Als Bürgerinitiative fordern wir die Bearbeitung der oben angeführten Punkte, sowie die termingerechte 
Vorlage der noch ausstehenden Unterlagen.

Mit freundlichen Grüßen

ARGE – BAHN Trautmannsdorf an der Leitha

Rudolf Maurer (Vertreter der Bürgerinitiative)

Kontakt:
ARGE – BAHN Trautmannsdorf an der Leitha
Rudolf Maurer (Vertreter der Bürgerinitiative)
Hauptstraße 85
2454 Trautmannsdorf an der Leitha
Tel. 0676 7828505
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ÖBB Flughafenspange, Einreichunterlagen konsolidiert:
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Umweltverträglichkeitsgutachten zur Flughafenspange:
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Band 2: https://eib.elak.gv.at/fsc/public/0zeb88jaqhuzj0hsurzk6u645n 
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LGBLA_NI_20250128_10.html 

[9] https://www.ohchr.org/en/human-rights/universal-declaration/translations/german-deutsch 

[10] https://dafne.at/content/report_release/aa85879d-af0f-4273-a1e2-b7f1d7178d41_0.pdf 

[11] https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_22_1963 

[12] https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20220324_OTS0140/strasserschmiedtbauer-eu-politik-auf-
versorgungssicherheit-ausrichten 
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[14]https://www.noe.gv.at/noe/LandesstrasseninNiederoesterreich/
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[15] https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20004171

Anmerkung: Zitate und Bezüge auf externe Literatur in dieser Stellungnahme stützen sich auf Teile der 
angegebenen Quellen. Der vollständige Zusammenhang ist der jeweiligen Quelle zu entnehmen.
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